
und der Versorgung, das seinen eklatantesten Ausdruck 
in fahrlässig oder vorsätzlich herbeigeführten Manki 
in den staatlichen oder genossenschaftlichen Handels­
organen findet. Hier könnten die Mitarbeiter des 
Justizaussprachekollektivs ebenfalls durch Erläuterung 
der Zusammenhänge zwischen der Gesetzlichkeit auf 
dem Gebiet des Handels, der sozialistischen Moral und 
Arbeitsdisziplin helfen, rückständiges Bewußtsein zu 
überwinden und zur Veränderung von Mißständen bei­
zutragen.

Auch in bezug auf die sozialistischen und halbstaat­
lichen Produktionsbetriebe, in denen die Planerfüllung 
zu wünschen übrig läßt, könnte sich die ständige Kom­
mission und das Justizaussprachekollektiv die gleiche 
Aufgabe stellen. Man könnte einwenden, dies sei nicht 
die spezielle Aufgabe der Ständigen Kommission Innere 
Angelegenheiten, Volkspolizei und Justiz, sondern 
Sache der dafür speziell zuständigen Kommission und 
ihrer Aktivs. Nach Ansicht des Verfassers kann aber 
ein solcher Einwand nicht gelten. Die Probleme der 
sozialistischen Gesetzlichkeit durchdringen unsere ge­
samte gesellschaftliche, staatliche und persönliche 
Sphäre. Unsere ganze sozialistische Wirtschaft wird 
von den zum Gesetz erhobenen Volkswirtschaftsplänen 
bestimmt. Die Verletzung der Plandisziplin ist daher 
der Beginn der Verletzung der Gesetzlichkeit, und wer 
sollte auf Grund seiner Erfahrungen berufener sein, 
solche Fragen vom Grundsätzlichen her zu erläutern, 
als die in dem vorgeschlagenen Gremium vertretenen 
Organe?

Da jedes dieser Organe über einen qualifizierten Mit­
arbeiterstab verfügt, kann die Arbeit auf breite Schul­
tern verteilt werden. Die Justizorgane können sich bei 
der organisatorischen Lösung dieser Aufgaben, insbe­
sondere bei der Organisierung der gesellschaftlichen 
Erziehung der bedingt Verurteilten und öffentlich 
Getadelten, weitgehend auf die Schöffen und ihre 
spezielle Organisationsform, das Schöffenaktiv, stützen. 
Aber auch die Schiedsmänner sollten in stärkerem 
Maße in die politische Massenarbeit eingeschaltet 
werden; indem sie enger an die Justizarbeit heran­
geführt werden, können sie gerade in ländlichen Ge­
meinden zu aktiven Mitarbeitern der ständigen Kom­
missionen und Justizaussprachekollektivs entwickelt 
werden. Mehr als bisher sollten auch die Mitglieder 
der Kollegien der Rechtsanwälte in die Lösung dieser 
Aufgaben einbezogen werden. Das Ansehen dieser 
Kollegien würde dadurch weiterhin gehoben und ihre 
Entwicklung zu wirklich sozialistischen Organen in 
starkem Maße gefördert werden.

Je nach der besonderen Aufgabenstellung kann das 
genannte Kollektiv auch Mitarbeiter anderer staat­
licher Organe heranziehen, z. B. Arbeitsrichter und Mit­
arbeiter des Staatlichen Vertragsgerichts sowie die 
Justitiare in den volkseigenen Betrieben, und sie mit 
der Lösung einzelner Aufgaben, insbesondere der Vor­
bereitung und Durchführung von Justizaussprachen in 
Betrieben, betrauen.

Eine weitere ständige Aufgabe dieses Gremiums 
müßte es sein, die gesamte justizpolitische Pressearbeit 
zu steuern, angefangen von der Polizeiberichterstat­
tung über die Gerichtsberichterstattung bis zu grund­
sätzlichen Artikeln in Tagespresse, Betriebs- und Dorf­
zeitungen. Die Pressearbeit muß zum ständigen Tages­
ordnungspunkt des Kollektivs gemacht werden, wobei 
für die Gerichtsberichterstattung qualifizierte Schöffen 
gewonnen werden müssen, denen ein Mitglied des 
Kollektivs die entsprechende Anleitung geben kann.

Die Vorteile einer Steuerung der gesamten justiz­
politischen Massenarbeit durch ein Gremium in 
der vorgeschlagenen Zusammensetzung liegen auf der 
Hand. Überschneidungen, Doppelarbeit, unfruchtbares 
Nebeneinander würden vermieden, und die Schwer­  II

punkte könnten besser bestimmt werden. Hinsichtlich 
der Kontrolle der. Wirksamkeit sind ebenfalls bessere 
Voraussetzungen gegeben. Wenn Schöffen, Abgeord­
nete oder Mitarbeiter des Kollektivs den konkreten 
Auftrag erhalten, die Wirkung der justizpolitischen 
Massenarbeit im Einzelfall zu kontrollieren und ihre 
Feststellungen dem Kollektiv zu vermitteln, kann 
dieses Schlußfolgerungen für die weitere Verbesserung 
der Arbeit ziehen.

Der Bedeutung der örtlichen Volksvertretungen 
würde es entsprechen, wenn die Initiative zur Bil­
dung dieser Kollektivs von den Ständigen Kommissio­
nen Innere Angelegenheiten, Volkspolizei und Justiz 
ausginge und wenn die Vorsitzenden dieser Kommis­
sion für die Arbeit des Kollektivs federführend ver­
antwortlich zeichneten. Das Kollektiv könnte den Kern 
des gern. § 18 des Gesetzes über die örtlichen Organe 
der Staatsmacht vom 17. Januar 1957 (GBl. I S. 68) von 
den ständigen Kommissionen zu schaffenden Aktivs 
bilden. Seine Aufgaben könnten Bestandteil der gern. 
§ 18 der Ordnung der Arbeit der ständigen Kommis­
sionen vom 28. August 1957 aufzustellenden Arbeits­
pläne werden.

Andererseits dürften die besonderen Erfahrungen 
der Mitarbeiter eines so zusammengesetzten Aktivs 
für die Ausarbeitung umfassender, gründlicher Ana­
lysen zur Vorbereitung von Vorlagen und Vorschlägen 
gern. §§ 10 und 11 der Ordnung vom 28. August 1957 
sehr wertvoll sein. Die Wissenschaftler der staats-' und 
rechtswissenschaftlichen Disziplinen könnten gleich­
falls den Aktivs wertvolle Hilfe geben, und es ist zu 
erwägen, ob nicht in jedem Bezirk ein Wissenschaftler 
zur Mitarbeit im Aktiv der ständigen Kommissionen 
heranzuziehen ist. Damit wäre sowohl den Staats- und 
Rechtswissenschaftlern geholfen, die auf der Kon­
ferenz in Babelsberg vom 2. April 1958 zutage getre­
tenen Schwächen zu überwinden, als auch den ört­
lichen Volksvertretungen, den Organen der Justiz und 
der Staatsanwaltschaft. So könnten unter der An­
leitung von Wissenschaftlern und in Auswertung der 
straf- und arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung Ana­
lysen über Fragen der Jugendkriminalität, der Manko­
verursachung im Handel usw. ausgearbeitet werden. 
Sie würden verschiedene Fragen in verschiedenen Be­
zirken behandeln und wären sicherlich auch für die 
Arbeit der durch sie berührten Ministerien oder ande­
rer zentraler staatlicher Institutionen nützlich.

Eine derartige Reorganisation der justizpolitischen 
Massenarbeit auf der örtlichen Ebene dürfte ohne Unter­
stützung der dafür zuständigen zentralen Organe er­
hebliche Schwierigkeiten bereiten, da jedes zentrale 
Organ seinen nachgeordneten Organen besondere Auf­
gaben stellt, Anweisungen gibt, von ihnen Bericht for­
dert usw. Die Bemühungen auf örtlicher Ebene, zur 
Verbesserung und Vereinfachung der justizpolitischen 
Massenarbeit zu kommen, müßten durch eine ko­
ordinierte Arbeit des Ministeriums der Justiz, der 
Obersten Staatsanwaltschaft, des Nationalrats der 
Nationalen Front, des Ministeriums des Innern und 
des Ständigen Ausschusses für die örtlichen Volksver­
tretungen bei der Volkskammer entsprechend unter­
stützt werden.

Unabhängig davoh sollten aber, sofern von den stän­
digen Kommissionen der örtlichen Volksvertretungen 
noch nicht die entsprechenden Maßnahmen ergriffen 
worden sind, die Direktoren der Kreisgerichte oder 
die Kreisstaatsanwälte unverzüglich an die Reorgani­
sation der Justizaussprachekollektivs herangehen, ohne 
Kompetenzstreitigkeiten oder andere formale Erwä­
gungen in den Vordergrund zu schieben.

Sie würden damit einen wesentlichen Beitrag zur 
Vorbereitung der Organe der Justiz und Staatsanwalt­
schaft auf den V. Parteitag der SED und zur Verwirk­
lichung eines neuen, sozialistischen Arbeitsstils leisten.

II
Von Dr. KURT GÖRNER, Hauptreferent im Ministerium der Justiz

Die Wahlbewegung zu den Schöffenwahlen 1958 
brachte den Justizorganen, vor allem den Gerichten, in 
der politischen Massenarbeit" schöne Erfolge. Diese 
dürfen aber nicht über bestimmte Mängel in der poli­
tischen Massenarbeit der Justdzorgane hinwegtäuschen.

So erreichten die Rechenschaftslegungen der Gerichte 
nicht immer eine genügende politische Vertiefung der 
Aussprache; die politischen Ausführungen standen mit­
unter isoliert neben der Darlegung der Rechtsprechung 
des Gerichts und juristischen Einzelproblemen, Ohne
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